
433WSI Mitteilungen 8/2005

1
Divergenz oder Konver-
genz wirtschaftlicher 
Aktivitäten?

Die deutsche Wirtschaft befindet sich in ei-
ner schwierigen Lage. Ein geringes Wirt-
schaftswachstum, steigende Arbeitslosen-
zahlen und eine immer höhere Verschul-
dung der öffentlichen Haushalte haben in
den letzten Jahren nicht zur Lösung der
wirtschaftlichen und beschäftigungspoliti-
schen Probleme in Deutschland beitragen
können (vgl. dazu den Beitrag von Hein
u.a. in diesem Heft). Neben der Debatte um
eine fehlgeschlagene Aufbau-Ost-Politik
sehen viele eine zu geringe Innovations-
fähigkeit der Bundesrepublik als Ursache
für den strukturellen Mangel an Arbeits-
plätzen.

Tatsache ist, dass der 1990 begonnene An-
passungs- und Umstellungsprozess der ost-
deutschen Wirtschaft auch nach über 15
Jahren noch nicht abgeschlossen ist. Trotz
umfangreicher finanzieller Unterstützun-
gen ist das Produktionswachstum in den
neuen Ländern seit der zweiten Hälfte der
90er Jahre ins Stocken geraten. Dadurch
hat der anfänglich dynamische Anpas-
sungsprozess Ostdeutschlands in den ver-
gangenen Jahren deutlich an Geschwindig-
keit verloren (SVR 2004). Wichtigstes
Merkmal der Wirtschaftsentwicklung in
Ostdeutschland ist das Nebeneinander von
Licht und Schatten:

– Die ostdeutsche Industrie – allen voran
der Maschinenbau – ist hoch produktiv und
zum großen Teil mittlerweile international
wettbewerbsfähig. Sorgenkind ist der Bau.
– Alle ostdeutschen Regionen zählen zu
den strukturschwächsten Gebieten im Sin-
ne der nationalen und europäischen Re-

hat Deutschland an Boden verloren (Horn-
schild 2004). Die technologische Lei-
stungsfähigkeit Deutschlands zeigt zwar
einzelne positive Signale (Zunahme der
FuE-Intensität, Exporterfolge der FuE-Sek-
toren, positive Entwicklung der innovie-
renden Wirtschaftszweige bei Produktion
und Beschäftigung), aber diesen stehen ei-
ne ganze Reihe von Hemmnissen gegenü-
ber. Zwar wird in Deutschland stärker als in
der Vergangenheit in FuE investiert, aber
andere Länder – allen voran die Schwellen-
länder in Asien – sind noch dynamischer in
ihren FuE-Anstrengungen. Es besteht ein
Mangel an Akademikern mit natur- und
ingenieurwissenschaftlicher Ausbildung.
Schätzungen gehen von einem zusätzlichen
Bedarf von jährlich 50.000 Akademikern
aus (BMBF 2005).

Im nachfolgenden Kapitel 2 wird dis-
kutiert, welche politischen Weichen zur Lö-
sung des wirtschaftlichen Aufbauprozesses
in Ostdeutschland und der deutschen In-
novationsschwäche gestellt wurden. Dabei
werden auch die Defizite dieser Politik of-
fen gelegt. Im Kapitel 3 wird ein politischer
Richtungswechsel für die nächsten Jahre
gefordert.

Strukturpolitische Herausforderungen in den
nächsten Jahren

Astrid Ziegler

Strukturpolitisch steht Deutschland schon seit geraumer Zeit vor großen Herausforderungen. Der Aufbau Ost ist ins Stocken geraten,
Deutschland hat eine Innovationsschwäche. Welche Antworten hat die Politik zur Lösung dieser strukturpolitischen Probleme gege-
ben? Wo liegen die Defizite dieser Politik? Welche Akzentverschiebungen sind in den nächsten Jahren notwendig?

gionalpolitik. Dresden, Leipzig, Halle und
Brandenburg-Südwest haben in den letz-
ten Jahren wirtschaftlich aufgeholt und ei-
nige westdeutsche Regionen sogar über-
holt.1

– Unternehmen, die sich in technologi-
scher und organisatorischer Hinsicht so-
weit entwickelt und erneuert haben, dass
sie sich im internationalen Wettbewerb be-
haupten können, stehen Betriebe gegen-
über, die immer noch mit wirtschaftlichen
Schwierigkeiten zu kämpfen haben.

Trotz der Lichtblicke in der Aufbau-Ost-
Politik (als Beispiele können genannt wer-
den das mitteldeutsche Chemiedreieck, die
Automobilindustrie in Sachsen und Thü-
ringen sowie die Chip-Produktion in Dres-
den) ist das Ziel der Herstellung der wirt-
schaftlichen und sozialen Einheit Deutsch-
lands noch lange nicht erreicht, ebenso
rückt ein sich selbsttragender wirtschaftli-
cher Aufschwung in Ostdeutschland in
weite Ferne. Mit zunehmender Dauer des
ostdeutschen Anpassungsprozesses bre-
chen zusätzlich alte westdeutsche Struktur-
probleme wieder auf bzw. drängen wieder
stärker in die Öffentlichkeit (BBR 2005).

Als Beleg für eine Innovationsschwäche der
deutschen Wirtschaft wird gewöhnlich ihr
struktureller Wachstumsrückstand im Ver-
gleich zu den USA, Japan oder Großbritan-
nien aufgeführt. Die Stärke des deutschen
Innovationssystems wird in seiner Fähig-
keit zu inkrementellen Veränderungen ge-
sehen, weniger offen ist Deutschland bei
der Umsetzung von „radikalen“ Innovatio-
nen. Es wird herausgestellt, dass Deutsch-
land in strategisch zentralen Branchen wie
der Informations- und der Biotechnologie
nicht „Spitze“ ist. Die deutsche Wirtschaft
ist zu eng spezialisiert auf die Automobil-
industrie, den Maschinenbau und den
Chemiebereich. Bei Forschung und Ent-
wicklung, in FuE-intensiven Sektoren also,
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1 Nach neuesten Berechnungen von EUROSTAT
würden diese Regionen aus der höchsten Förder-
kategorie der Ziel 1-Förderung fallen und die west-
deutsche Region Lüneburg den Ziel 1-Förderstatus
erhalten (Europäische Kommission 2005). Bei die-
ser Berechnung wird außerdem deutlich, dass sich
die westdeutschen Regionen in den letzten Jahren
weiter auseinander entwickelt haben. Die endgül-
tige Abgrenzung für die neue Förderperiode wird
voraussichtlich im Jahr 2005 auf Basis der Jahre
2002, 2003 und 2004 erfolgen.
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2
Strukturpolitik zwischen
Ausgleich und Wett-
bewerb

Von den Veränderungen in den ge-
samtwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen sind die einzelnen Branchen und/oder
Wirtschaftsstandorte in unterschiedlicher
Intensität betroffen. Strukturpolitisch kon-
zentrierte sich die Politik in den vergange-
nen Jahren auf zwei große Projekte:2 auf
den Aufbau Ost und auf die Stärkung des
Innovationspotenzials der deutschen Wirt-
schaft.

2.1 AUFBAU OST MEISTERN

Seit 1990 genießt der Aufbau Ost bei 
jeder Bundesregierung hohe Priorität.
Rückblickend wurden zwar in den letzten
15 Jahren mehrmals die Weichen für die
Förderung Ostdeutschlands neu gestellt,
aber der Anfang der 90er Jahre eingeschla-
gene Weg – Deckung des infrastrukturellen
Nachholbedarfs und Förderung privater
Investitionen (bei Umstrukturierungspro-
zessen in bestehenden Betrieben, bei Grün-
dung und Entwicklung neuer Betriebe so-
wie bei Neuansiedlung vornehmlich
größerer Betriebe) – wurde nicht grund-
sätzlich geändert, sondern schrittweise mo-
difiziert. So wurde z. B. bei der Unterneh-
mensförderung ab 1998 die Förderung auf
die Investitionszulagen3 umgestellt, und
das Förderniveau innerhalb der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur“ (GRW) wurde für
Ostdeutschland bis zum Jahr 2001 deutlich
gesenkt (Störmann/Ziegler 1997). Weitere
Einschnitte folgten in den darauf folgenden
Jahren. Die Sonderabschreibungen wurden
komplett gestrichen, die Investitionszulage
bis Ende 2006 befristet. Parallel zu diesen
Kürzungen rückte seit Ende der 90er Jahre
als neuer Baustein die Förderung von re-
gionalen und sektoralen Innovationsnet-
zen in den Blickpunkt der Politik (s.u.).

Von Anfang an hing die Aufbau-Ost-
Politik am Gängelband der bereitgestellten
Finanzausstattung beim Bund und bei den
Bundesländern. Diese West-Ost-Transfers
wurden in der letzten Zeit zum Teil für die
Wachstumsschwäche Deutschlands verant-
wortlich gemacht. Zwischen 1991 bis 1994
flossen über den Fonds „Deutsche Einheit“
82,2 Mrd. € an öffentlichen Finanztrans-

fers nach Ostdeutschland, der Solidarpakt I
stellte den ostdeutschen Ländern nochmals
Transfermittel von 94,5 Mrd. € bereit. Mit
dem 2001 abgeschlossenen und von 2005
bis 2019 geltenden Solidarpakt II wurden
den ostdeutschen Ländern und Gemein-
den weitere Finanzmittel in Höhe von
156,5 Mrd. € zugesichert.

Ausgehend von den massiven Beschäf-
tigungsproblemen und einer immer höhe-
ren Verschuldung der öffentlichen Haus-
halte geriet die Aufbau-Ost-Politik in den
letzten Monaten unter Druck. Einflussrei-
che Kreise (von Dohnanyi, Unternehmens-
verbände oder Unionsparteien) treten so-
gar für einen Sonderweg Ost über die Ein-
richtung einer Sonderwirtschaftszone Ost
ein und verbinden damit u.a. Lohnkosten-
zuschüsse im Niedriglohnbereich, Steuer-
befreiung für Unternehmen, Schaffung ei-
ner so genannten freien Produktionszone
(wie in Irland oder Mexiko), die Absen-
kung der Sozialleistungen, den Abbau hin-
derlicher Verwaltungsvorschriften, die Fle-
xibilisierung des Flächentarifvertrages und
des Kündigungsschutzes.

Andererseits fordern Kritiker Bund
und ostdeutsche Länder auf, den Förder-
ansatz neu zu überdenken. Statt des alleini-
gen Förderkriteriums „Ost“ sollten struk-
turelle Aspekte stärkere Beachtung finden,
wobei ein „Königsweg“ in der gesamten
Diskussion nicht erkennbar ist. Die Lösung
sehen viele darin, den grundgesetzlichen
Anspruch aufzugeben, eine Gleichwertig-
keit der Lebensbedingungen herzustellen
und stattdessen die Wirtschaftsförderung
unter Wachstumsgesichtspunkten nach
dem Prinzip „die Starken stärken“ auszu-
richten. Es geht in dieser Diskussion um die
Frage, ob sich der Staat auf Wachstumsker-
ne konzentrieren soll, d.h. auf die ostdeut-
schen Regionen mit den höchsten Wachs-
tumsraten und sich aus den struktur-
schwächsten Regionen zurückzieht. Hin-
tergrund dieser Überlegungen ist die
Wachstumspoltheorie (Myrdal 1957), die
davon ausgeht, dass Impulse von so ge-
nannten dynamischen Regionen ausgelöst
werden. Dynamik heißt hier, dass diese 
Regionen gegenüber anderen Regionen
über Standort- und Agglomerationsvortei-
le verfügen. Von der Stärkung der Wachs-
tumspole erwartet man Ausbreitungseffek-
te, die sich positiv auf das Umland auswir-
ken und auch dort Wachstum erzeugen
bzw. beschleunigen.

Tatsächlich ist aber die geringe „Dich-
te“ von Industrie und Dienstleistung ein

großes Problem in Ostdeutschland, was si-
cherlich der Existenz von Wachstumspolen
entgegensteht. Deshalb hätte eine derartige
Politik in Ostdeutschland mit zwei Proble-
men zu kämpfen: Es ist schwierig für Ost-
deutschland Wachstumspole zu identifizie-
ren, und es ist unklar, ob überhaupt und in
welchem Umfang Ausstrahlungseffekte
entstehen. Denn die empirische Überprü-
fung dieser Theorie steht auch für stärker
entwickelte Industriestaaten noch aus. Eine
Konzentration der Fördermittel auf wachs-
tumsstärkere Räume würde für Ost-
deutschland nicht bedeuten, dass diese zu-
sätzlich Mittel bekommen könnten, son-
dern die Förderung würde nur durch eine
Beschneidung der Förderkonditionen in
den anderen, oft wirtschaftlich stärker be-
nachteiligten Regionen erfolgen, da die
nach EU-Beihilferecht möglichen Förder-
konditionen voll ausgeschöpft werden. Als
Ergebnis könnten die wirtschaftliche Ent-
wicklung der strukturschwachen Regionen
sogar gebremst, innovative Entwicklungen
in den strukturschwachen Regionen ge-
stoppt werden.

Die gesamte Diskussion hat auch eine
starke finanzpolitische Dimension. Auf-
grund leerer Kassen setzen Bund und Bun-
desländer ihr strukturpolitisches Engage-
ment mit weniger Geld um. Die Mehrzahl
der strukturpolitischen Maßnahmen wird
durch EU, Bund oder Land gemeinsam fi-
nanziert. Diese Kofinanzierung sowie die
Folgekosten der gemeinsam finanzierten
Maßnahmen führen potenziell zu Engpäs-
sen in den Länderhaushalten. Dieses Prob-
lem hat auch Folgen für die ostdeutsche
Wirtschaftsförderung. So haben die ost-
deutschen Länder im Jahr 2004 nicht alle
zugesagten Bundesmittel der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur“ abgerufen. Die
Nichtausschöpfung der Bundesmittel wird
u.a. mit der unzureichenden Kofinanzie-
rung in den Landeshaushalten begründet.

2 Natürlich gibt es eine Reihe weiterer strukturpoli-
tisch motivierter Aktivitäten der Bundesregierung
(wie z. B. die Existenzgründungs- und Mittel-
standsförderung), aus Platzgründen muss sich der
vorliegende Beitrag auf einige wenige Themenfel-
der konzentrieren.

3 Investitionszulage ist ein steuerliches Instrument.
Für den Investor besteht der große Vorteil der In-
vestitionszulage gegenüber dem GRW-Zuschuss
in dem Rechtsanspruch, auf jeden Fall gefördert zu
werden.
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Die finanziellen Zwänge führen immer
mehr dazu, dass sich die Länder aus der
Förderpolitik herausziehen. Bestimmte
Programmschwerpunkte werden einge-
stellt, so geschehen in manchen Ländern
mit den Konsolidierungsfonds, die in der
zweiten Hälfte der 90er Jahre in den einzel-
nen Ländern mit Unterstützung des Bun-
des aufgelegt worden waren, um gerade die
in Schwierigkeiten geratenen Betriebe zu
unterstützen. Außerdem werden Branchen
mit Überkapazitäten oder bestimmte Sek-
toren wie der Tourismus nicht mehr geför-
dert, Rationalisierungsmaßnahmen ausge-
schlossen oder die Förderkonditionen in
den Förderprogrammen nach unten hin
angepasst, sodass zwar jeder Betrieb geför-
dert werden kann, das einzelne Unterneh-
men aber weniger bekommt.

Auch wenn man diagnostiziert, dass die
Förderung mit Blick auf die Investiti-
onstätigkeit und auf die Modernisierung
des Kapitalstocks in den letzten Jahren in
Ostdeutschland erfolgreich war, konnte sie
trotz des Einsatzes umfangreicher Finanz-
mittel bisher nicht dazu beitragen, die wirt-
schaftlichen und sozialen Unterschiede in
Ostdeutschland zu verringern. Ihr Ziel, die
Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplätzen
hat sie bisher nicht im gewünschten Maße
erreicht. Die ostdeutsche Wirtschaft ist
noch weit von selbsttragenden Strukturen
entfernt. Viel zu groß scheint auch die Ab-
hängigkeit der Wirkungen der eingesetzten
Fördermittel von anderen Rahmenbedin-
gungen (von z. B. nationalen konjunktu-
rellen oder internationalen Einflüssen) zu
sein, um alleine mit den strukturpoliti-
schen Instrumenten gleichwertige Lebens-
bedingungen in Ostdeutschland verwirkli-
chen zu können. Dies ist allerdings kein
ostdeutsches Phänomen, es trifft genauso
für Westdeutschland zu.

2.2 INNOVATIONEN STÄRKEN

Ein wichtiger Schlüssel und Wegbereiter zu
neuen zukunftsträchtigen und sicheren Ar-
beitsplätzen wird in der Stärkung der In-
novationspotenziale gesehen. In Deutsch-
land wird schon seit einigen Jahrzehnten
eine Forschungs-, Technologie- und Inno-
vationsförderung von Bund und Bundes-
ländern betrieben. Diese nationalen und
länderspezifischen Innovationsförderstra-
tegien stehen nicht selten in Konkurrenz
zueinander. Die Innovationsförderung des
Bundes zielt darauf ab, die Voraussetzun-
gen für die Innovationsentwicklung, den

Innovationstransfer und die Marktfähig-
keit von innovativen Produkten sowie von
Forschung und Entwicklung zu verbessern.
Die Innovationsförderung der Länder be-
ruht auf regionalpolitischen Vorgaben un-
ter Berücksichtigung der landesspezifi-
schen Rahmenbedingungen.

Die inhaltlichen Schwerpunkte von
Bund und Bundesländern richten sich an
weltweiten Technologietrends aus. Aus den
Erfahrungen der letzten Jahrzehnte wird
geschlossen, dass der Strukturwandel zu-
gunsten u.a. der Informations- und Kom-
munikationstechnik, der neuen Werkstof-
fe, der Umwelt- und Energietechnik, der
Biotechnologie und der Mikrosystemtech-
nik ablaufen wird. Damit sind Erwartun-
gen verbunden, dass solche Standorte, die
sich innerhalb dieser Technikfelder eine
Ausnahmestellung sichern können, d.h.
komparative Kosten- und Agglomerations-
vorteile einsetzen können, aus dem zu-
künftigen Strukturwandel als Gewinner
hervorgehen werden. In der Praxis bedeu-
tet dies nun, dass der Schwerpunkt der In-
novationspolitik von Bund und Bundes-
ländern unabhängig von der politischen
Couleur auf der Förderung dieser Spitzen-
technologien liegt.

Obwohl in Deutschland nur einige 
wenige Standorte bei bestimmten Spit-
zentechnologien – wie z. B. bei der Bio-
technologie – im weltweiten Technologie-
wettbewerb übrig bleiben dürften, fördern
Bund und Bundesländer ähnliche Hoch-
technologiefelder. Sie setzen dafür im Rah-
men ihrer Technologie- und Innovations-
politik enorme finanzielle und personelle 
Ressourcen ein und leisten sich eine 
Vielzahl von Initiativen, die sich nach 
einer Startphase nach dem Muster einer
public-private-partnership selbst tragen
müssen.

Interessenvertretungen von Arbeit-
nehmern und Arbeitnehmerinnen wird
mit wenigen Ausnahmen keine systemati-
sche, aktive Rolle zugeschrieben (Krum-
bein/Ziegler 2005). Auch die im Jahr 2004
von der Bundesregierung ins Leben geru-
fene Initiative „Partner für Innovation“
bildet da keine Ausnahme. Zwar sind die
Gewerkschaften gemeinsam mit Vertre-
tern aus Wirtschaft und Wissenschaft 
formal beteiligt, aber in der inhaltlichen
Ausrichtung konzentriert sich die Zusam-
menarbeit auf Regierung und Wirtschaft,
was sich in gemeinsamen Aktionen, Ver-
anstaltungen und Programmen wieder-
findet.

2.3 NETZWERK- UND CLUSTER-
FÖRDERUNG ETABLIEREN

Ein Schwerpunkt der Innovationsförde-
rung liegt mittlerweile auf Ostdeutschland.
Nach der Zerschlagung der Kombinats-
strukturen bildete sich im Osten eine von
Klein- und Mittelbetrieben geprägte Wirt-
schaftsstruktur heraus, in deren Folge eine
vertikale und horizontale Vernetzung nicht
entstanden ist. Unterbrochen waren eben-
falls die zu DDR-Zeiten sehr engen Verbin-
dungen von Forschungseinrichtungen
bzw. Universitäten und Betrieben. Wäh-
rend sich in westdeutschen Regionen ge-
wachsene Kooperationsstrukturen ent-
wickelt haben, die zur Stimulation und zur
Verbreitung von Innovationen beitrugen,
musste Ostdeutschland gewissermaßen am
Nullpunkt anfangen. Dabei weisen einige
Standorte – was u.a. die FuE-Intensität be-
trifft – durchaus günstige Voraussetzungen
auf, um im Innovationswettbewerb mit-
halten zu können (Jakszentis/Hilpert 2005).

Zur Mobilisierung der wissenschaft-
lich-technologischen Potenziale wurden
insbesondere Ende der 90er Jahre von den
beiden Bundesministerien BMWA (Bun-
desministerium für Wirtschaft und Arbeit)
und BMBF (Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung) verschiedene regio-
nale Förderinitiativen4 ins Leben gerufen,
die von dem Grundgedanken ausgehen,
dass kleine und mittlere Unternehmen
(KMU) im Innovationswettbewerb nur
durch die Kooperation mit anderen Unter-
nehmen und mit öffentlichen Einrichtun-
gen – also in Netzwerken – eine Chance ha-
ben. Die meisten dieser Initiativen stehen
erst am Anfang, ein abschließendes Urteil
kann noch nicht gefällt werden. Wie aber
einschlägige Untersuchungen am Beispiel
von InnoRegio zeigen, dominiert eine Aus-
richtung auf die Entwicklung von Produkt-
innovationen (Vosskamp 2004). Da ein
entscheidendes Manko der ostdeutschen
Wirtschaft immer noch in der zu geringen
Wettbewerbsfähigkeit vieler Produkte zu
sehen ist, ist eine solche Stoßrichtung des

4 Es handelt sich dabei um die BMBF-Programme 
InnoRegio, Innovative regionale Wachstumsker-
ne, Zentren für Innovationskompetenz und Inter-
regionale Allianzen für die Märkte von morgen so-
wie um die BMWA-Programme PROgramm 
INNOvationskompetenz mittelständischer Unter-
nehmen, Förderung von innovativen Netzwerken
(InnoNet) sowie NEMO – Netzwerkmanagement
Ost –.
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del gezielt beeinflussen und damit markt-
liche Entwicklungen mit Blick auf gesell-
schaftliche Folgen modifizieren. Die struk-
turpolitischen Maßnahmen sollen sich 
positiv auf die Wettbewerbsfähigkeit der ei-
genen Wirtschaft auswirken, so die Hoff-
nung. Ihre Ausrichtung auf die durch die
Globalisierung vorgegebenen (angeblich
unveränderbaren) Trends wird als unab-
dingbar angesehen. Ein Blick auf die struk-
turpolitische Praxis in Deutschland zeigt
jedoch, dass es keine stringente Zusam-
menarbeit von Bund und Bundesländern
im Bereich der Strukturpolitik gibt. Bei
näherer Betrachtung hat es eher den An-
schein, dass sich der internationale Wettbe-
werb zwischen Standorten, Technikfeldern,
Unternehmen und Produkten in der Bun-
desrepublik in einem Förderwettbewerb
zwischen Bund und Bundesländern sowie
zwischen den Bundesländern fortsetzt. Vor
dem Hintergrund knapper Kassen wären
Schritte in Richtung einer abgestimmten
Strukturpolitik für Ost- und Westdeutsch-
land wünschenswert. Als Grundlage könn-
te z. B. eine Potenzialanalyse für Deutsch-
land dienen. Über die Potenzialanalyse
könnten die gegenwärtigen Stärken der
Bundesrepublik, ihrer Regionen und Bran-
chen analysiert und identifiziert und dar-
aus zukünftige Entwicklungsperspektiven
abgeleitet werden. Über diesen Weg könn-
ten Bund und Bundesländer bundesweit
gemeinsame Branchenstrategien entwer-
fen, die auf vorhandenen Stärken aufbau-
en, Unternehmen einer Branche vernetzen
und aus den spezifischen Bedarfen einer
Branche passgenaue Unterstützungsin-
strumente ableiten, denn differenzierte
Probleme brauchen differenzierte Antwor-
ten in Bezug auf Branche, Region und Be-
trieb. So könnte die innerdeutsche Kon-
kurrenz abgemildert und Fehlinvestitionen
könnten staatlicherseits minimiert werden.
Über diese Abstimmung wäre der Weg zu
einer schlüssigen strukturpolitischen Ge-
samtstrategie für Gesamtdeutschland frei.
In diese müsste auch die Unterstützung für
den Aufbau Ost integriert werden.

nen keine Antwort auf strukturpolitische
Probleme sein.

3.1 STRUKTURPOLITIK KOSTET GELD

Die anstehenden Struktur- und Transfor-
mationsprobleme in Deutschland können
nur mit einem ausreichend hohen Finanz-
etat gelöst werden. Ein großes Problem aller
Bundesländer ist das Missverhältnis zwi-
schen den benötigten Fördermitteln und
den zur Verfügung stehenden Mitteln.Es be-
steht die grundsätzliche Gefahr, dass die
Länder ihre regional- und strukturpoliti-
schen Verpflichtungen (wie z. B. die Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Infrastruk-
tur) vor dem Hintergrund leerer Kassen auf
Bund bzw. EU-finanzierte Projekte abwäl-
zen. Die strukturpolitischen Mittel – so ge-
schehen in Ostdeutschland mit dem Geld
aus dem Solidarpakt I – wurden zum großen
Teil nicht investiv verwendet, sondern sie
wurden genutzt, um Löcher in den Länder-
haushalten zu stopfen. Ähnliches wird für
die Mittel aus dem Solidarpakt II befürchtet.

Obwohl Bund und Bundesländer vor
eigenen desolaten Finanzhaushalten ste-
hen, ist die Sicherstellung einer umfassen-
den Finanzausstattung von zentraler Be-
deutung (vgl. dazu auch den Beitrag von
Horn/Truger in diesem Heft). Dies zeigt
sich u.a. beim Solidarpakt II. Zwar sichert
dieser die Aufbau-Ost-Politik formal bis
2019 ab, bei näherer Betrachtung steht aber
nur ein Teil der Mittel auf festen Füßen. Die
Verwendung der Korb II-Mittel ist nicht
festgeschrieben.5 Wie die Mittelkürzungen
durch den möglichen Wegfall der Investiti-
onszulage und die Einschränkung der EU-
Strukturfondsmittel ab 2007 ausgeglichen
werden, ist fraglich. Manfred Stolpe (Beauf-
tragter der Bundesregierung für den Auf-
bau Ost) hat zwar eine Kompensation
durch den Bund zugesichert, alle Versuche
den Korb II auch gesetzlich festzuschrei-
ben sind aber bisher an dem Widerstand
der Bundesregierung gescheitert.

Auch mit weniger Geld kann der Staat
eine Strukturpolitik betreiben; manchmal
ist sogar weniger mehr, wenn die knappen
finanziellen Mittel effizient und an den
tatsächlichen Defiziten eingesetzt werden.
Nur, wie soll das Geld verwendet werden?

3.2 INHALTLICHE ABSTIMMUNG
NOTWENDIG

Bund und Bundesländer wollen mit ihrer
Strukturpolitik den wirtschaftlichen Wan-

Förderprogramms durchaus sinnvoll. An-
dererseits werden damit entscheidende
Schwächen der Betriebe im Bereich der
Produktionsorganisation und einer hierauf
orientierten Kompetenzentwicklung der
Beschäftigten nicht angegangen (Gerlach/
Ziegler 2002).

Diesen Förderansätzen werden dabei
immer häufiger Wettbewerbselemente zur
Seite gestellt, die Fachministerien machen
die Vergabe der Fördermittel von Wettbe-
werben abhängig. Eine Schlüsselrolle neh-
men die Akteure ein, die für die Projekt-
ideen und -implementationen zuständig
sind. Neu daran ist, dass die einzelnen 
Projektvorschläge aus den Regionen in
Konkurrenz zueinander stehen. Die Minis-
terien entscheiden nach einheitlichen Kri-
terien, welches Projekt den Zuschlag be-
kommt. Als wesentliches Wettbewerbsele-
ment steht im Mittelpunkt die Zusammen-
arbeit der lokalen/regionalen Akteure
einschließlich der ortsansässigen Wirt-
schaft, um das technologische und innova-
torische Potenzial in den Regionen voran-
zubringen. Mit diesen Wettbewerbsmodel-
len hat eine neue Qualität in der deutschen
Förderpolitik Einzug gehalten.

3 
Zukünftige Strukturpolitik:
Zentrale Ansatzpunkte
und Maßnahmen

Was muss getan werden, damit Deutsch-
land die strukturellen Herausforderungen
in den nächsten Jahren meistern kann?

Da strukturpolitische Maßnahmen
eher einen ergänzenden Charakter zum ge-
samtwirtschaftlichen Wachstum haben, ist
und bleibt die allererste Voraussetzung ein
solider makroökonomischer Kurs (vgl. den
Beitrag von Hein u.a. in diesem Heft). Aber
das ist keine hinreichende Bedingung –
weitere Schritte müssen folgen.

Unter den Stichworten Liberalisierung
und Entbürokratisierung werden schon
seit einiger Zeit u.a. traditionelle Staatsleis-
tungen in Deutschland mit dem Ziel abge-
baut, einen schlankeren Staat zu realisie-
ren. Viele Maßnahmen, die die Gemeinlast
in Form von Steuern und Abgaben erleich-
tern und Überregulierungen abbauen hel-
fen, können generell begrüßt werden. Aber
eine Reduzierung der staatlichen Aktivitä-
ten aufgrund knapper öffentlicher Kassen
und die Tendenzen zur Deregulierung kön-

5 Der Korb II soll sich aus den Mitteln der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur“, aus den EU-Strukturfonds,
aus Finanzhilfen sowie der im Jahr 2006 auslau-
fenden Investitionszulage speisen, sodass sie
schwerpunktmäßig der ostdeutschen Wirtschafts-
förderung zugute kommen werden.
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3.3 AKZENTVERSCHIEBUNG IN DER
AUFBAU-OST-POLITIK

Dass Ostdeutschland noch nicht auf eige-
nen Füßen stehen kann, ist unbestritten.
Trotz vieler Vorschläge bleibt der Weg un-
klar, der eingeschlagen werden sollte. Dass
die Alternative nicht die Konzentration auf
Wachstumszentren und/oder die Einrich-
tung einer Sonderwirtschaftszone bedeu-
ten kann, wurde bereits oben dargelegt
(vgl. Abschnitt. 2.1). Auch die rot-grüne
Bundesregierung ist von ihrer anfänglichen
Unterstützung dieser Förderstrategie etwas
abgerückt und stimmt mit den ostdeut-
schen Bundesländern überein, dass die
Entscheidung ob und ggf. wie die Förder-
politik auf regionale oder sektorale
Schwerpunkte ausgerichtet wird, künftig
den einzelnen Ländern überlassen bleibt.
Der Bund sieht nun seine Rolle darin, ge-
meinsam mit den Ländern und der ost-
deutschen Wirtschaft Branchenkonferen-
zen6 durchzuführen, um u.a. die Möglich-
keiten der künftigen Förderung auszulo-
ten.

Bisher hat sich die Politik darauf kon-
zentriert, die Rahmenbedingungen für Un-
ternehmen attraktiv zu machen. Sie sah 
ihre Aufgabe darin, die technischen und
materiellen Anlagen in den Betrieben zu
erneuern und eine leistungsfähige (wirt-
schaftsnahe) Infrastruktur (u.a. im Bereich
Verkehr und Telekommunikation,Ver- und
Entsorgung) auf- und auszubauen. Unter-
nehmen sollten rasch eine breite Grundla-
ge für gewerbliche Investitionen und tech-
nologische Innovationen erhalten. In den
letzten 15 Jahren konnte so der Nachholbe-
darf beim Ausbau der Infrastruktur deut-
lich gesenkt werden und die Kapitalinten-
sität (= Kapitalstock je Erwerbstätigen) der
ostdeutschen Wirtschaft an das Westniveau
herangeführt werden, ohne aber den west-
deutschen Stand ganz zu erreichen (Ziegler
2005).

Der Instrumentenkasten der ostdeut-
schen Wirtschaftsförderung ist in den letz-
ten Jahren immer wieder angepasst worden
– zum Teil aufgrund der angespannten Fi-
nanzlage (Bruch-Krumbein u.a. 2005). Es
ist mit weiteren Anpassungen in der nächs-
ten Zeit zu rechnen. Allerdings treten die
Länder – allen voran die Wirtschaftsminis-
terien – für eine Verlängerung der Investi-
tionszulage über das Jahr 2006 hinaus ein.
Das Investitionszulagengesetz sieht die Zu-
lage in der heutigen Form noch bis ein-
schließlich 2006 vor. Investierende Unter-

nehmen haben einen Rechtsanspruch auf
die steuerliche Investitionszulage. Aus Effi-
zienzgründen - Finanzvolumen nicht kal-
kulierbar, hohe Mitnahmeeffekte, kein ziel-
genauer Einsatz möglich – steht die Inves-
titionszulage schon seit einiger Zeit in der
Kritik (Störmann/Ziegler 1997). Auch für
die inhaltliche Ausrichtung der Förderpo-
litik wäre es zu befürworten, wenn die Fi-
nanzmittel der steuerlichen Förderung auf
die GRW-Investitionszuschüsse und auf
Verbund- und Clusterförderung umge-
lenkt werden würden (IG Metall 2005). Die
Kooperation von Produzenten, Zuliefe-
rern, Dienstleistern, Forschungs- und Aus-
bildungseinrichtungen wird in Zukunft ei-
ne große Rolle spielen. Diese Vernetzung
mit anderen sollte weiter gestärkt werden.
Denn Dezentralisierung und Regionalisie-
rung nehmen im Kontext der Globalisie-
rung weiter zu. Diese Entwicklung bietet
den Regionen die Chance, ihr endogenes
Entwicklungspotenzial in den Standort-
prozess einzubringen. Jedoch müssen eini-
ge Regionen von übergeordneter Ebene
z. T. erst in die Lage versetzt werden, diese
Chancen auch zu ergreifen. Ansonsten ist
die Gefahr sehr groß, dass die Akteure vor
Ort mit der Problemlösung überfordert
werden.

Ein weiterer wichtiger Baustein der
Wirtschaftsförderungspolitik ist in Ost-
deutschland die Förderung von Existenz-
gründungen und des Mittelstandes. Ange-
sichts der hohen Unternehmensinsolven-
zen in den ersten fünf Jahren sind nicht 
alle geförderten Existenzgründungen er-
folgreich. Zwar trifft dies auch für west-
deutsche junge Unternehmen zu, wie aber
eine KfW-Studie zeigt (Plattner 2002), ist
die Wahrscheinlichkeit, dass ein ostdeut-
sches Unternehmen insolvent wird, gut
doppelt so hoch wie bei einem vergleich-
baren westdeutschen. Ein behutsamer Um-
gang mit der Existenzgründungsförderung
wäre wünschenswert, um auf diesem Weg
Insolvenzen zuvorzukommen. Gleichzeitig
leidet der (ost-)deutsche Mittelstand mas-
siv unter der restriktiven Kreditvergabepo-
litik der Geschäftsbanken. Nicht selten
müssen kleine und mittelständische Be-
triebe in Ostdeutschland ohne Hausbank
auskommen. Trotz der öffentlichen Ange-
bote an Mittelstandskrediten durch z. B.
die KfW-Mittelstandsbank, kommen diese
nur schwerlich bei den Betrieben an, wenn
die Hausbank nicht mitspielt. Hier wäre ei-
ne Lockerung des Hausbankenprinzips bei
der Vergabe von Fördermitteln sicherlich

hilfreich.
Die Wirtschaftsförderung vernachläs-

sigt häufig, dass Unternehmen Beschäftig-
te brauchen. Nicht zuletzt sind deshalb 
Investitionen in Humankapital für erfolg-
reiche Unternehmen genau so wichtig wie
Investitionen in Sachkapital.Wettbewerbs-
fähige Unternehmen brauchen daher qua-
lifizierte Beschäftigte, eine nachhaltige Per-
sonalentwicklung, Investitionen in Arbeits-
organisation und Arbeitsgestaltung. Dies
sind Stichworte, die in der Aufbau-Ost-
Politik nur am Rande diskutiert werden.
Durch eine Verknüpfung der Instrumente
von betrieblicher Wirtschaftsförderung
und betriebsnaher Arbeitsmarktpolitik
könnte dies besser gewährleistet werden.

3.4 ERWEITERTEN INNOVATIONS-
ANSATZ UMSETZEN

Rohstoffarme exportorientierte Hochlohn-
länder wie die Bundesrepublik Deutschland
können sich nur so lange am Weltmarkt
behaupten, wie sie in der Lage sind, einer-
seits innovative Spitzenprodukte zu erbrin-
gen und andererseits in den traditionellen
Produktbereichen durch fortwährende
Prozessinnovationen Standortnachteile zu
kompensieren. Permanente Innovation ist
die Grundlage für die Wettbewerbsfähig-
keit, die Voraussetzung für die Sicherung
der vorhandenen Arbeitsplätze und die
Schaffung neuer Arbeit. Innovation ist
demnach mehr als High-Tech- und tech-
nikzentrierte Förderung. Die Förderung
von Spitzentechnologien ist zwar wichtig,
aber dabei dürfen nicht die Stärken des
Standortes Deutschland vernachlässigt
werden. Auch im hoch entwickelten Indus-
triestaat Deutschland können Low-Tech-
Unternehmen mit guten Produkten und
Ideen erfolgreich sein. Ihre einfachen Pro-
dukte entstehen mit hoch technisierten
Anlagen, in diesen Unternehmen arbeiten
immer noch die meisten Beschäftigten in
Deutschland. Eine Innovationspolitik soll-
te die gesamte Innovationskette im Blick
haben und die Zusammenhänge zwischen
Low- und High-Tech stärker nutzen
(Hirsch-Kreinsen 2005).

6 Die ersten Konferenzen fanden zu den Themen In-
novation, Tourismus, Automobil statt, weitere sol-
len für die Bereiche Luft- und Raumfahrt sowie
Gesundheit folgen. Mit der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau (KfW) ist eine Finanzierungskonferenz
geplant.
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Die bundesrepublikanische Technolo-
gie- und Innovationspolitik setzt jedoch im
Kern an einem reduzierten Verständnis von
Wettbewerbsfähigkeit und von Innova-
tionsprozessen an, die mehr Wert auf tech-
nikzentrierte und auf kapitalintensive Be-
reiche legen und weniger auf soziale, orga-
nisatorische und strukturelle Innovatio-
nen. Diese eingeengte Innovationspolitik
greift deshalb zu kurz, weil sie die Poten-
ziale der Beschäftigten nicht im Blick hat,
die Träger von betrieblichen Innovationen
sind. Über die Möglichkeiten der betriebli-
chen Mitbestimmung können sich die Be-
schäftigten in betrieblichen Innovations-

prozessen engagieren. Angesichts der He-
rausforderungen, vor denen Deutschland
im Wandel zur Wissensgesellschaft steht,
erscheinen Investitionen in Beschäftigte 
eine vielversprechende Strategie zu sein,
weil sie alle Ressourcen – auch die betrieb-
lichen – mobilisieren. Rechtliche Ein-
schnitte bei der Mitbestimmung würden
diese Innovationsprozesse eher behindern.

Die Einbeziehung der Beschäftigten
und ihrer Interessenvertreter – Betriebsrä-
te, Gewerkschaften – in Innovationspro-
zesse ist auch über die betriebliche Ebene
hinaus unverzichtbar. Mit strukturpoliti-
schen Mitteln werden in Deutschland mas-

siv Unternehmen unterstützt, in der Regel
werden die Subventionen an die Zusage
von Arbeitsplätzen seitens des zu fördern-
den Unternehmens geknüpft. Nur in weni-
gen Bundesländern (wie z. B. in Nord-
rhein-Westfalen) sind Gewerkschaften und
Betriebsräte in die Kontrolle der struktur-
politischen Maßnahmen einbezogen. Wer,
wenn nicht Gewerkschaft und Betriebsrat
könnten überprüfen, ob Arbeitsschutz-
und Arbeitnehmerrechte in dem zu för-
dernden Betrieb eingehalten werden und
ob nachhaltige Beschäftigungsorientierung
in der Region erfolgt?
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